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über den Vorschlag der Kommission der EWG für eine Richt- 
linie des Rats für die Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über Bremsvorrichtungen bestimmter Gruppen 

von Kraftfahrzeugen 

— Drucksache V/427 — 


A. Bericht des Abgeordneten Meister 


Entsprechend dem Beschluß des Bundestages vom 
25. Juni 1959 — Drucksache 1187 — hat der Herr 
Präsident am 14. März 1966 den von der Bundes- 
regierung gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu 
den Verträgen zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und der Europäischen Atomge- 
meinschaft vorgelegten Vorschlag der Kommission 
der EWG für eine Richtlinie des Rats für die An- 
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über Bremsvorrichtungen bestimmter Gruppen von 
Kraftfahrzeugen - — Drucksache V/427 — dem Ver- 
kehrsausschuß überwiesen und den Termin für die 
Vorlage des Berichts auf den 29. Juni 1966 festge- 
setzt. 

Die Richtlinie verfolgt das Ziel, eine Angleichung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Fertigung, den Einbau und das Prüfen der Brems- 
vorrichtungen von Kraftfahrzeugen herbeizuführen. 

Der Verkehrsausschuß hat die Vorlage in seiner 
11. Sitzung am 21. April 1966 eingehend beraten und 
festgestellt, daß der Vorschlag der EWG sich auf 
eine alte Empfehlung der ECE in Genf stützt, von 
der man dort wegen verschiedener Bedenken bereits 
Abstand genommen hat, um sie auf eine völlig neue 
Basis zu stellen. 

Im einzelnen weist der EWG-Entwurf folgende 
Mängel auf: 


1. Die Richtlinie bezieht sich nur auf bestimmte 
Gruppen von Fahrzeugen zwischen 1 und 12 t 
Höchstgewicht. Es sollten jedoch auch andere 
Fahrzeugklassen wie Omnibusse, LKW über 12 t 
und Anhänger erfaßt werden. 

2. Bei Lastkraftwagen mit einem zulässigen Ge- 
samtgewicht von mehr als 9 t würde die in der 
StVZO vorgeschriebene Dauerbremse entfallen. 
Eine Vorschrift, nach der eine ausreichende 
Dauerleistung der Bremsen bei längeren Tal- 
fahrten gewährleistet sein muß, fehlt. 

3. Die Richtlinie legt die Wirkung der Bremsen 
nach dem Bremsweg und nicht wie die StVZO 
nach bestimmten Verzögerungswerten fest. 

4. Die Anforderungen an die Feststellbremse gehen 
nach der StVZO weiter als nach dem EWG-Vor- 
schlag. 

5. Die Einteilung der Fahrzeuggattungen in Ar- 
tikel 1 erscheint unzweckmäßig. 

Bei dieser Sachlage hatte der Ausschuß erhebliche 
sachliche Bedenken gegen die Richtlinie, weil sie den 
erforderlichen Sicherheitsbestimmungen nicht ge- 
recht wird und vertrat einstimmig die Auffassung, 
die Bundesregierung solle bei den weiteren Beratun- 
gen in Brüssel eine Zurückverweisung an die Kom- 
mission anstreben, um den dargelegten Gesichts- 
punkten Rechnung zu tragen und sich für die neue 
| von der ECE erarbeitete Lösung einsetzen. 


Bonn, den 16. Mai 1966 

Meister 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Vorschlag der Kommission der EWG 
— - Drucksache V/427 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei ihren Ver- 
handlungen in Brüssel 

a) die Zurückverweisung der Richtlinien an die 
Kommission anzustreben und 

b) sich für eine Angleichung der Rechtsvorschrif- 
ten über Bremsvorrichtungen von Kraftfahr- 
zeugen auf der Grundlage der von der ECE 
neu zu erarbeitenden Empfehlung einzuset- 
zen. 


Bonn, den 21. April 1966 


Der Verkehrsausschuß 


Börner 

Vorsitzender 


Meister 

Berichterstatter 



